
Bürger handelt und neben der erzieherischen Einwir­
kung durch das gesellschaftliche Gericht auch die Be­
reitschaft des Täters zur Erziehung und Selbsterzie­
hung vorliegt. Eine Übergabe ist ausnahmsweise jedoch 
auch dann möglich, wenn der Täter bereits vorbestraft 
ist oder innerhalb eines Jahres vor der erneuten Straf­
tat von einem gesellschaftlichen Gericht strafrechtlich 
zur Verantwortung gezogen wurde.
Bei den Straftaten auf dem Gebiet des Gesundheits-, 
Arbeits- und Brandschutzes handelt es sich überwie­
gend um Vergehen i. S. des § 1 StGB. Die Möglichkeit 
für eine Beratung und Entscheidung durch ein gesell­
schaftliches Gericht ist daher bei derartigen Straftaten 
grundsätzlich gegeben. Das wird auch dadurch unter­
strichen, daß beispielsweise die Straftatbestände der 
§§ 187, 188 Abs. 1, 191, 193 Abs. 1 StGB u. a. ausdrück­
lich als eine Maßnahme der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit die Beratung und Entscheidung durch ein 
gesellschaftliches Organ der Rechtspflege vorsehen. 
Aber auch bei den Vergehen, bei denen vom Straftat­
bestand her eine solche Maßnahme nicht vorgesehen 
ist (z. B. § 193 Abs. 2 StGB), k a n n  dennoch bei Vor­
liegen der Voraussetzungen des § 28 Abs. 1 StGB eine 
Übergabe erfolgen.
Bei der im Einzelfall erforderlichen Prüfung, ob eine 
Straftat gegen den Gesundheits-, Arbeits- und Brand­
schutz für die Beratung und Entscheidung durch ein 
gesellschaftliches Gericht geeignet ist, kann unter ge­
nauer Beachtung aller im § 28 Abs. 1 StGB genannten 
Voraussetzungen davon ausgegangen werden, daß es 
sich überwiegend um Ersttäter handelt. Für sie sind 
in der Regel eine positive Grundhaltung, hervorra­
gende Arbeitsleistungen und Einsatzbereitschaft cha­
rakteristisch. Nicht selten wurden sie auch für gute 
gesellschaftliche und fachliche Tätigkeit ausgezeichnet. 
Diese Täter bringen zumeist alle Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche Erziehung und Selbsterziehung mit 
und erfüllen damit eine wesentliche Voraussetzung 
für die Übergabe der Sache.
Die Übergabe von Strafsachen an die gesellschaftlichen 
Gerichte setzt darüber hinaus voraus, daß die Straftat 
umfassend aufgeklärt ist, die ihr zugrunde liegenden 
Ursachen und Bedingungen, die Motive bzw. Beweg­
gründe des Täters gründlich erforscht sowie die Mög­
lichkeiten für einen erfolgreichen Erziehungsprozeß des 
Täters im Verfahren exakt durch das Untersuchungs­
organ herausgearbeitet sind.
Unter Beachtung aller Voraussetzungen wird sich die 
Übergabe der Sache bei Vergehen gegen den Gesund­
heits-, Arbeits- und Brandschutz insbesondere auch 
dann anbieten, wenn sich Arbeitskollektive, Brigaden 
oder andere Kollektive der Werktätigen verpflichten 
(z. B. durch die Bürgschaft), die Erziehung und Selbst­
erziehung des Rechtsverletzers zu gewährleisten, und 
wenn sie durch ihre Mitwirkung sichern helfen, daß 
die Rechte und Interessen der Bürger und der Gesell­
schaft gewahrt werden.

Übergabe bei Straftaten gegen den Gesundheits­
und Arbeitsschutz

Eine Übergabe der Sache bei strafrechtlich relevanten 
Handlungen nach § 193 Abs. 1 StGB (Gefährdung von 
Leben oder Gesundheit) an die gesellschaftlichen Ge­
richte ist dann möglich, wenn durch die vom Täter 
schuldhaft begangene Rechtspflichtverletzung
— eine unmittelbare Gefahr für das Leben bzw. eine 

erhebliche unmittelbare Gefahr für die Gesundheit 
e i n z e l n e r  Menschen herbeigeführt wurde und 
sonstige Folgen nicht eintraten;

— die Gefährdung durch geeignete Maßnahmen Dritter 
auf ein Mindestmaß beschränkt werden konnte;

— der Täter selbst ohne Erfolg alles ihm Mögliche un­
ternahm, um den Eintritt einer unmittelbaren Ge­
fahr zu verhindern;

— der verursachte Gesundheitsschaden unerheblich 
ist2;

— die Schuld des Täters infolge außergewöhnlicher 
Umstände gering ist (z. B. bei ungenügender Ein­
weisung in sein Aufgabengebiet, nicht exakter Ab­
grenzung des Verantwortungsbereichs durch über­
geordnete Leiter u. ä., bis zu dem Fall, daß die 
Voraussetzungen des § 14 StGB, d. h. Schuldminde­
rung infolge Affekts oder anderer außergewöhn­
licher objektiver oder subjektiver Umstände vorlie­
gen).

Eine Übergabe derartiger Strafsachen ist in der Regel 
nicht möglich, wenn
— der Täter seine Rechtspflichten v o r s ä t z l i c h  

verletzte und dadurch fahrlässig eine unmittelbare 
Gefahr für das Leben m e h r e r e r  Menschen her­
beiführte;

— der Täter vorsätzlich oder fahrlässig seine Rechts­
pflichten verletzte und dadurch fahrlässig ein oder 
mehrere Menschen leichte Gesundheitsschäden er­
litten und für weitere eine unmittelbare Gefahr 
für das Leben bzw. eine erhebliche unmittelbare 
Gefahr für die Gesundheit verursacht wurde;

— die Tat Ausdruck von Rücksichtslosigkeit oder eines 
hartnäckig disziplinlosen Verhaltens des Täters ist 
und eine wirksame erzieherische Einwirkung durch 
das gesellschaftliche Gericht nicht erwartet wer­
den kann.

Der Straftatbestand des § 193 Abs. 2 StGB (erhebliche 
Gesundheitsschädigung oder fahrlässige Tötung eines 
Menschen) enthält als Maßnahme der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit nicht generell die Beratung und 
Entscheidung durch ein gesellschaftliches Gericht. Soll 
eine solche Sache übergeben werden, so ist besonders 
gründlich zu prüfen, ob die Voraussetzungen hierfür 
vorliegen. Dazu gehört die allseitige Einschätzung der 
Art und des Grades der Gesundheitsschädigung, der 
Motive des strafrechtlich relevanten Verhaltens, der 
Ursachen und Bedingungen der Straftat* der Persön­
lichkeit des Täters sowie des Grades seiner Schuld.
Die Übergabe einer solchen Sache an ein gesellschaft­
liches Gericht ist grundsätzlich nur dann möglich, 
wenn solche objektiven und subjektiven Umstände vor­
liegen, die die strafrechtlich relevante Handlung als 
nicht erheblich gesellschaftswidrig charakterisieren. 
Das kann z. B. der Fall sein, wenn der eingetretene 
Gesundheitsschaden zwar erheblich, die Schuld des 
Täters aber infolge einer Schrecksituation, des Fehl­
verhaltens anderer oder infolge ähnlicher Umstände 
außerordentlich gering ist. Dabei sind die Folgen des 
strafbaren Verhaltens sowie die Schuld des Täters be­
sonders gründlich zu untersuchen und einzuschätzen. 
Auch S i m o n  hält die Übergabe derartiger Straftaten 
grundsätzlich für möglich3. Er verneint sie jedoch, 
wenn der Täter leichtfertig, oberflächlich oder aus ver­
antwortungsloser Gleichgültigkeit bzw. aus Gewöhnung 
schuldhaft handelte. Simon nennt also alle tatbestands­
mäßigen Voraussetzungen der fahrlässigen Schuld 
(§§ 7 und 8 StGB), bei deren Vorliegen die Übergabe 
einer Strafsache nach § 193 Abs. 2 StGB an ein gesell­
schaftliches Gericht ausgeschlossen sein soll. ■ Das 
würde aber bedeuten, daß eine Übergabe bei Straf-

2 Vom Tatbestand des § 193 Abs. 1 StGB werden auch die Fälle 
mit unerheblichem Gesundheitsschaden umfaßt. Vgl. OG, Urt. 
vom 15. Mai 1969 - 2 Zst 7/69 - (NJ 1969 S. 536).
3 Vgl. Simon, „Zu Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit“, Sozialversicherung / Arbeitsschutz 1969, Heft 5. 
S. 30.
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